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Auswirkungen des Cannabis-Gesetzes in Neukölln 

 

Fragestellung des Bezirksverordneten: 

 

1. Welche Auswirkungen hat das Bezirksamt bisher generell nach Inkrafttreten des Cannabis-

gesetzes festgestellt? 

2. In welchen Bereichen im Bezirk ist der Konsum von Cannabis verboten? 

3. Wie oft werden die entsprechenden Bereiche bisher kontrolliert? 

4. Wie viele Verstöße wurden bisher festgestellt? 

5. Welche Aufklärungs- und Präventionsmaßnahmen betreibt das Bezirksamt gegen den Kon-

sum von Cannabis bei Minderjährigen? 

 

 

Antwort des Bezirksamtes: 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Potthast, 

 

das Bezirksamt beantwortet Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

 

Das am 01.04.2024 in Kraft getretene Cannabisgesetz (CanG) sieht folgende Regelungen 

zum Gesundheitsschutz, Kinder- und Jugendschutz und Prävention vor: 

 

§ 5 Konsumverbot des Gesetzes zum Umgang mit Konsumcannabis (Konsumcannabisgesetz 

- KCanG) 



 

(1) Der Konsum von Cannabis in unmittelbarer Gegenwart von Personen, die das 18. Lebens-

jahr noch nicht vollendet haben, ist verboten. 

 

(2) Der öffentliche Konsum von Cannabis ist verboten: 

1. in Schulen und in deren Sichtweite, 

2. auf Kinderspielplätzen und in deren Sichtweite, 

3. in Kinder- und Jugendeinrichtungen und in deren Sichtweite, 

4. in öffentlich zugänglichen Sportstätten und in deren Sichtweite, 

5. in Fußgängerzonen zwischen 7 und 20 Uhr und 

6. innerhalb des befriedeten Besitztums von Anbauvereinigungen und in deren Sichtweite. 

Im Sinne von Satz 1 ist eine Sichtweite bei einem Abstand von mehr als 100 Metern von 

dem Eingangsbereich der in Satz 1 Nummer 1 bis 4 und 6 genannten Einrichtungen 

nicht mehr gegeben. 

 

Außerdem soll mit dem Werbe- und Sponsoringverbot für Cannabis und Anbauvereinigungen, 

gewährleistet werden, dass Kinder und Jugendliche keine Konsumanreize erhalten. 

 

Dem Grunde nach ist der Umgang mit Cannabis für Volljährige und Minderjährige verboten 

(§ 2 KCanG). 

 

Nach § 3 KCanG gibt es Ausnahmen für Volljährige. Danach ist der Besitz von 25 Gramm 

außerhalb des Wohnsitzes, 50 Gramm am Wohnsitz, nicht mehr jedoch als insgesamt 50 

Gramm erlaubt. Zusätzlich ist der Besitz von 3 Cannabispflanzen erlaubt. 

 

Anbauvereinigungen bedürfen der Erlaubnis der zuständigen Behörde (§11 KCanG). Die Er-

laubnis kann versagt, widerrufen und zurückgenommen werden. Weiterhin gibt es einen Ab-

schnitt im Gesetz, der die behördliche Überwachung der Anbauvereinigungen durch die zu-

ständige Behörde regelt. 

 

Die Umsetzung des Gesetzesvollzugs wird vielmehr den Ländern übertragen (Artikel 1 § 33 

Absatz 3 CanG). Danach werden die Landesregierungen ermächtigt, die zuständigen Behör-

den durch den Erlass von Rechtsverordnungen zu bestimmen. Dies gilt nicht zuletzt auch im 

Hinblick auf die Überwachung der Einhaltung von Abstandsregeln, Konsumverbotszonen oder 

Konsumverbotszeiten. 

 

Eine entsprechende Rechtsverordnung ist vom Berliner Senat bislang noch nicht erlassen wor-

den. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist eine Zuordnung der sachlichen Zuständigkeit mithin 

noch nicht geklärt. 

 

Mit E-Mail vom 28. Juni 2024 wurden die Bezirke lediglich seitens der Staatssekretärin für 

Gesundheit und Pflege darüber informiert, dass die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Ge-

sundheit und Pflege intensiv in Abstimmung mit den anderen inhaltlich betroffenen Senatsver-

waltungen an der Umsetzung des Konsumcannabisgesetzes auf Senatsebene arbeitet. Ziel sei 



es, die Vorschriften des Konsumcannabisgesetzes schnellstmöglich umzusetzen. Hierzu wurde 

am 27. Juni 2024 auf Staatssekretärsebene der Entwurf einer Artikelverordnung beraten. Mit 

dieser Verordnung sollen die Zuständigkeiten im Zusammenhang mit dem Konsumcannabis-

gesetz im Interesse einer einheitlichen und effektiven Anwendung der Vorschriften des Kon-

sumcannabisgesetzes auf Bezirksebene festgelegt werden. 

Insbesondere geht es um die Ordnungsaufgaben der Erlaubniserteilung an Anbauvereinigun-

gen und der Überwachung der Anbauvereinigungen. 

 

Informationen darüber, welches Amt welche Aufgaben wahrnehmen soll, liegen dem Bezirk-

samt jedoch bisher nicht vor. 

 

Um eine fristgerechte Beantwortung Ihrer Kleinen Anfrage zu gewährleisten habe ich mich 

trotz der ausstehenden Entscheidung über die sachliche Zuständigkeit dazu bereiterklärt, die 

Federführung für die Beantwortung zu übernehmen. Daraus leitet sich aber aktuell keinesfalls 

eine Zuständigkeit für die Beantwortung weiterer Anfragen oder zur Übernahme tatsächlicher 

Aufgaben, die sich aus dem KCanG in diesem Zusammenhang ergeben, ab. 

 

Die Kleine Anfrage betrifft zum überwiegenden Teil Sachverhalte, die der Geschäftsbereich 

Soziales und Gesundheit nicht aus eigener Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er 

ist gleichwohl um eine sachgerechte Antwort bemüht und hat daher den ebenfalls involvierten 

Geschäftsbereich Ordnung sowie den Geschäftsbereich Jugend um Stellungnahme gebeten, 

die bei der nachfolgenden Beantwortung maßgeblich eingeflossen ist. Seitens des Geschäfts-

bereiches Ordnung wurde auf die weiterhin ausstehende Regelung auf Senatsebene u.a. im 

Sinne des Erlasses einer (Zuständigkeits-) Verordnung hingewiesen und Fehlanzeige gemel-

det. 

 

Zu 1.: 

Für den Bereich der Suchthilfekoordination ist festzuhalten, dass bisher keine konkreten Aus-

wirkungen bekannt sind. Es liegen weder sachbezogene Anfragen von Einrichtungen oder Bür-

gerinnen und Bürgern zum Umgang mit Cannabis oder zur Auslegung des Gesetzes vor, noch 

wurden Hinweise gegeben oder Beschwerden eingereicht, die auf Verstöße gegen Regelun-

gen des Gesetzes deuten würden. 

 

In den Wohneinrichtungen der Suchthilfeträger wird allerdings seitens der Bewohnerinnen und 

Bewohner thematisiert, inwieweit in den Einrichtungen selbst oder außerhalb trotz bestehender 

Abstinenzgebote im Rahmen der Betreuungsvereinbarungen bzw. des Hausrechts der Konsum 

von Cannabis zu ermöglichen sei. 

 

Seitens des Jugendamtes wurde mitgeteilt, dass bis dato die Mitarbeitenden des Jugendamts 

und insbesondere die der Kinder- und Jugendeinrichtungen keine Veränderungen nach dem 

Inkrafttreten der Teillegalisierung von Cannabis festgestellt haben. Einem Großteil der jungen 

Menschen ist klar, dass die neue Cannabisregelung erst für junge Heranwachsende ab 18 

Jahren gilt. Es gibt keine Beobachtungen, wonach sich der Konsum bei Minderjährigen ver-

stärkt haben könnte. 



 

Zu 2.: 

Wie bereits eingangs ausgeführt, regelt § 5 des Gesetzes zum Umgang mit Konsumcannabis 

(Konsumcannabisgesetz) das Konsumverbot. Danach ist generell der Konsum in unmittelbarer 

Nähe von Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, verboten. Dies umfasst 

auch den häuslichen Wohnbereich. 

Im öffentlichen Raum ist der Konsum in Schulen, auf Kinderspielplätzen, in Kinder- und Ju-

gendeinrichtungen, in öffentlich zugänglichen Sportstätte sowie jeweils in deren Sichtweite 

verboten. Eine Sichtweite ist nach dieser Vorschrift bei mehr als 100 Meter von dem Eingangs-

bereich der genannten Einrichtungen nicht mehr gegeben. Weiterhin ist der Konsum in Fuß-

gängerzonen zwischen 7.00 und 20.00 Uhr sowie innerhalb des befriedeten Besitztums von 

Anbauvereinigungen und in deren Sichtweite verboten. 

 

Ob die genannten Formulierungen wie „in unmittelbarer Nähe“, „Eingangsbereich“ und 

„Sichtweite bei mehr al 100 Meter von dem Eingangsbereich“ eine rechtssichere Anwendung 

der Vorschrift ermöglichen, ist fraglich. Hier bestehen unterschiedliche Auffassungen und es 

bedarf entsprechender Klarstellungen. Dabei ist in der weiteren Befassung auf den Schutz-

zweck des Gesetzes abzustellen und mithin ein eher restriktiver Umgang mit dem Konsum von 

Cannabis sicherzustellen. Bei konsequenter Auslegung des Abstandsgebots ist festzuhalten, 

dass in großen Teilen des Neuköllner Gebiets der öffentliche Konsum von Cannabis nicht er-

laubt ist, unabhängig von der Tatsache, ob sich Minderjährige in unmittelbarer Nähe aufhal-

ten. 

 

Zu 3.: 

Über etwaige Kontrollen liegen in der Suchthilfekoordination keine Informationen vor. 

 

Die Frage kann auch vom Jugendamt nicht beantwortet werden. Eine Kontrolle im öffentlichen 

Raum gehört nicht in den Aufgabenbereich des Jugendamts. 

 

Zu 4.: 

Über etwaige Verstöße liegen in der Suchthilfekoordination keine Informationen vor. 

 

Die Frage kann auch vom Jugendamt nicht beantwortet werden. 

 

Zu 5.: 

Durch das Konsumcannabisgesetz hat sich kein neuer Regelungscharakter für Personen vor 

Vollendung des 18. Lebensjahres ergeben. Trotz allem ist es zwingend erforderlich, dass der 

Kinder- und Jugendschutz durch Stärkung der Prävention und Frühintervention weiter ausge-

baut wird. Die Hoffnungen, dass mit dem neuen Gesetz nicht nur auf Bundesebene, sondern 

auch auf Länder- und Kommunalebene Mittel zur Prävention in den Ländern und Kommunen 

zur Verfügung stehen, um frühzeitig über die Gefahren und Risiken des Cannabiskonsums für 

Minderjährige und auch für junge Erwachsene aufzuklären, haben sich nicht erfüllt. Für Aufklä-

rungs- und Präventionsmaßnahmen im Rahmen des Cannabisgesetzes stehen dem Bezirk-

samt keine finanziellen Mittel zur Verfügung. Das Bundesministerium für Gesundheit hat auf 



Anfrage durch Bezirksstadtrat Rehfeldt bestätigt, dass der Bund hierfür keine Mittel bereitstel-

len wird und auf die Verantwortung der Länder und Kommunen verwiesen, Bundesgesetze zu 

vollziehen. Hier gilt es, durch den verstärkten Ausbau der Vernetzung in der Kooperation zwi-

schen Schule, Jugendhilfe und Gesundheit insbesondere die bereits jetzt zur Verfügung ste-

henden und insbesondere durch und über die Fachstelle für Suchtprävention angebotenen 

Programme, Präventionsmaterialien, Seminare, Schulungs- und Aufklärungsangebote für Ju-

gendliche, Fachkräfte und Eltern bekannt zu machen und die Voraussetzungen dafür zu schaf-

fen, dass konkrete Angebote in Bildungs- und Jugendeinrichtungenbreit genutzt und umge-

setzt werden sowie in den Familien kritisch und kompetent mit dem Thema Cannabiskonsum 

umgegangen werden kann. 

 

Beispielhaft für Angebote der Fachstelle sind hier der Berliner Präventionsparcour Cannabis, 

der Grüne Koffer, das Programm „Schulen mit Durchblick“ sowie die Angebote von Karuna 

prevents. Darüber hinaus stehen auch bundesweite Online-Angebote für Fachkräfte und Eltern 

zur Verfügung. 

 

Seitens des Jugendamtes wurde im Rahmen der Beantwortung der Kleinen Anfrage mitgeteilt, 

dass für den Bereich der Suchtprävention von Kindern und Jugendlichen grundsätzlich folgen-

des gilt: 

 

Das Jugendamt hat gemäß § 14 SGB VIII keinen Überwachungsauftrag, sondern die Aufgabe 

des erzieherischer Kinder- und Jugendschutz: Jungen Menschen und Erziehungsberechtigten 

sollen Angebote des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes gemacht werden. Die Maß-

nahmen sollen junge Menschen befähigen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen und 

sie zu Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwortlichkeit sowie zur Verantwor-

tung gegenüber ihren Mitmenschen führen. Eltern und andere Erziehungsberechtigte sollen 

besser befähigt werden, Kinder und Jugendliche vor gefährdenden Einflüssen zu schützen. 

 

In diesem Sinne erfolgen immer wieder Gespräche mit den Jugendlichen rund um die Gefah-

ren des Rauchens sowie des Suchtmittelkonsums und andere präventive Angebote und im 

Rahmen der Jugendarbeit gemäß § 11 SGB VIII, der Jugendsozialarbeit gemäß §13 SGB 

VIII sowie der Schulsozialarbeit gemäß § 13a SGB VIII. 

 

Mit den Eltern wird dies ggf. im Rahmen der Angebote der Frühen Hilfen, der Familienförde-

rung gemäß § 16 SGB VIII angesprochen. Darüber hinaus sind die Gefahren des Can-

nabiskonsums anlassbezogen Themen der Beratungen und Unterstützungsleistungen des Re-

gionalen Sozialpädagogischen Dienstes. 

 

Das Thema Suchtprävention in der Kinder- und Jugendarbeit sowie Familienförderung wird 

qualitätssichernd für Neukölln durch die Sozialraumkoordinatorin der Region Süd Ost gesteu-

ert. 

 

Aktivitäten in dieser Tätigkeit waren u.a. in diesem Jahr: 

 



Seit dem 01.04.24 erfolgt das Pilotprojekt „Sucht und Gewalt“ der Fachstelle für Suchtprä-

vention gefördert über die Landeskommission gegen Gewalt als niedrigschwelliges Angebot 

einer Präventionspraxis, u.a. mit Schulungen der Mitarbeiter*innen der Kinder- und Jugend-

freizeiteinrichtungen und der Regionalen Sozialpädagogischen Dienste sowie für Jugendliche 

und Angebote für Eltern. 

 

 Das Projekt wurden den Leitungskräften aller Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit 

Neukölln vorgestellt, es erfolgte eine Sensibilisierung zum Thema Cannabis Gesetz und 

eine Bedarfsabfrage für Fortbildungsveranstaltungen, ein regelmäßiger Austausch wurde 

vereinbart 

 Der 1. Workshop fand am 03.07.24 im Jugendzentrum Wutzkyallee mit 19 Teilnehmenden 

aus kommunalen und freien Träger zum Thema Teillegalisierung Cannabis, Rechte, 

Pflichten „Was bedeutet das für unsere Arbeit“ 

 Ein weiterer Workshop mit Jugendlichen fand in der Jugendfreizeiteinrichtung „UFO“ mit 

der Sozialraumkoordinatorin SüdOst statt 

 Die Mitarbeitenden des Projekts haben mehrere Einrichtungen besucht und arbeitet eng 

auch mit der Jugendberufshilfe zusammen. Mitarbeitenden von auffälligen Jugendlichen 

werden ggf. gesondert sensibilisiert. 

 Materialien zum Thema wurden in den Einrichtungen verteilt (bestellt über den Träger der 

Jugendsozialarbeit GangWay und die Fachstelle für Suchtprävention) 

 Auf Landesebene/ SenBJF gibt es Austausch mit der Landessuchtbeauftragten, Trägern 

und dem GB Gesundheit 

 

Nach dem Sommer sind weitere Workshops für Jugendliche zum Thema, Aufklärung, Präven-

tion, rechtliche Situation geplant. 

 

 

Hannes Rehfeldt 

Bezirksstadtrat 

 


